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Antrag 

der Abgeordneten Ulrike Höfken, Monika Knoche, Steffi Lemke, Dr. Jürgen 
Rochiitz, Halo Saibold, Marina Steindor und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Gesundheitsgefährdende Lebensmitteiverpackungen verbieten - BADGE 
(Bisphenot-A-DiGlycidyl-Ether)-Anwendung einstellen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

- ein Anwendungsverbot von BADGE im Bereich der Lebens- 
mittelverpackungen zu erlassen, 

- sich auf europäischer Ebene in den zuständigen Gremien für 
dieses Anwendungsverbot im Lebensmittelbereich einzuset- 
zen, 

einen Bericht über die Ergebnisse der Lebensmittelüberwa- 
chungsbehörden der vergangenen drei Jahre zur Belastung 
von Lebensmitteln mit BADGE und Hydrolyseprodukten als 
auch Ersatzprodukten von BADGE und neuen Lacksystemen 
für Lebensmittelverpackungen vorzulegen, 

- darauf hinzuwirken, daß die Lebensmittelüberwachungsbe- 
hörden Kontrollen und Untersuchungen auf BADGE in 
Lebensmitteln verstärken, 

- ein Forschungs- und Untersuchungsprogramm zu den ge- 
sundheitlichen Auswirkungen von BADGE v. a. hinsichtlich ih- 
rer möglichen Östrogenen, mutagenen und krebserzeugenden 
Wirkung aufzulegen. 


Bonn, den 24. Juni 1997 

Ulrike Höfken 
Monika Knoche 
Steffi Lemke 
Dr. Jürgen Rochiitz 
Halo Saibold 
Marina Steindor 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Nach Untersuchungen des Landesuntersuchungsamts Nord- 
bayern, dem kantonalen Laboratorium Zürich und der Stiftung 
Warentest 6/97 sind erhebliche Belastungen in Einzelfällen bis 
über 20 000 pg/kg (= 20 mg/kg) v. a. bei bestimmten Fischkonser- 
ven mit BADGE festgestellt worden. Am 1. Juli 1997 wurde BADGE 
von der MAK-Kommission als Stoff „mit begründetem Verdacht 
auf krebserregendes Potential" und als Stoff mit der „Gefahr der 
Hautresorption" sowie der „Gefahr der Sensibilisierung der Haut" 
eingestuft. Ein MAK-Wert konnte daher aufgrund einer möglichen 
krebserregenden Wirkung von der Kommission nicht angegeben 
werden. Mit dieser Bewertung entfällt auch die Möglichkeit, einen 
toxikologisch begründeten Grenzwert festzulegen, der gesund- 
heitliche Unbedenklichkeit garantieren könnte. Als zur immer 
wieder toxikologisch kritisch und bedenklich einzustufenden 
Stoffgruppe der Epoxide gehörend hat dieser Stoff in Lebensmit- 
teln nichts zu suchen, mit einem Anwendungsverbot muß er aus 
der Verpackungstechnik für Lebensmittel in allen Bereichen ver- 
bannt werden. Schließlich hat sich BADGE in Zellkulturen und bei 
Bakterien als erbgutverändernd erwiesen, gentoxische Eigen- 
schaften weisen auf ein hohes karzinogenes Potential hin. 

Nach bestehendem Recht darf der Gehalt von BADGE aus Kunst- 
stoffverpackungen im Lebensmittel nicht nachweisbar sein und 
muß damit unter 20 pg/kg liegen. Dieser Grenzwert gilt jedoch 
nicht bei der Belastung von Lebensmitteln durch die Beschichtung 
von Konservendosen. 

Aufgrund der aktuellen Bewertung der MAK-Kommission muß 
festgestellt werden, daß Lebensmittel mit einer Kontamination 
eines gentoxischen und karzinogenen Stoffes unterhalb einer 
Schwelle von 20 pg/kg zuviel an potentieller Gesundheitsbela- 
stung aufweisen. 

Erst Mitte 1996 hat der Wissenschaftliche Lebensmittelausschuß 
der Europäischen Union ohne eine klare Risikoabschätzung emp- 
fohlen, den Grenzwert auf 1000 pg/kg (= 1 mg/kg) für BADGE 
einschließlich Hydrolyseprodukten zu erhöhen, was dem Fünfzig- 
fachen entspricht. Nach Aussagen von Fachleuten handelt es sich 
bei diesem Vorschlag (1000 pg/kg) nicht um einen Grenzwert, der 
eine gesundheitliche Unbedenklichkeit gewährleisten kann, da 
umfassende toxikologische Untersuchungen nicht vorliegen. Den- 
noch soll die Empfehlung in Form einer EU-Verordnung und Gül- 
tigkeit für einen Zeitraum von zwei Jahren erlassen werden. Öster- 
reich und Dänemark haben bereits vorsorglich Einspruch 
eingelegt. 

Die von den Bundesländern organisierte Lebensmittelüberwa- 
chung hat bisher bei Überschreitung eines BADGE -Wertes von 
1000 pg/kg meist nur Abmahnungen an die Hersteller ausgespro- 
chen, um möglicherweise hohen Regreßforderungen der Industrie 
vorzubeugen. Dagegen wurden und werden in der Schweiz und 
Österreich bei Überschreitung des BADGE-Wertes von 100 pg/kg 
die entsprechenden Lebensmitteldosen aus dem Handel genom- 
men. Allein in der Schweiz wurden in den vergangenen 12 Mo- 
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naten mehr als eine Million Lebensmitteldosen aus dem Verkehr 
gezogen und vernichtet. 

Auch in Deutschland und in der EU muß selbstverständlich das 
Vorsorgeprinzip gegenüber den Verbrauchern gelten, damit ist ein 
Verwendungsverbot dieses Stoffes in allen Lebensmittelver- 
packungen überfällig. 
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